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MEDIENMITTEILUNG: 	
  
	
  

SP fordert die sofortige Ausdehnung und Erleichterung der 
Kurzarbeitsentschädigungen auf befristete Arbeitsverhältnisse 
 
Im Kanton Luzern treffen die wirtschaftlichen Auswirkungen des Coronavirus vor allem 
KMU’s, exportorientierte Unternehmungen, den Detailhandel, die Tourismusbranche, die 
Messen, die Event- und Veranstaltungsbranche sowie die Gastronomie. Gerade in diesen 
Branchen arbeiten jedoch viele Menschen in sogenannten befristeten und somit tendenziell 
prekären Verhältnissen (z.B. Temporärarbeit, Arbeit auf Abruf, Heimarbeit sowie 
Scheinselbständigkeit). Diese Arbeitnehmenden sind teilweise sehr schlecht abgesichert und 
von der Kurzarbeitsentschädigung ausgeschlossen. Erschwerend kommt dazu, dass die 
Arbeitsmarktlage aufgrund der oben beschriebenen Situation kaum Möglichkeiten bietet, 
innert nützlicher Frist wieder Arbeit aufzunehmen. 
 
Das Ziel muss folglich sein, «dass Arbeitnehmende in befristeten Arbeitsverhältnissen trotz 
Kurzarbeit bei ihrem Arbeitgeber bleiben können und somit der Arbeitslosigkeit vorgebeugt 
und Arbeitsplätze erhalten bleiben», so SP-Kantonsrätin Brunner. Denn die Folgen von 
Arbeitslosigkeit haben massive und langfristige psychosoziale Auswirkungen auf die 
Betroffenen selbst, aber auch immense Auswirkungen auf die Sozial- und 
Gesundheitskosten des Kantons Luzern.  Zur Finanzierung der Kosten könnte laut Brunner 
«auf den Fonds von Kurzarbeitsentschädigungen (ALHF) zurückgegriffen werden, der unter 
anderem zum Zweck hat, Massnahmen zu finanzieren, die geeignet sind, Arbeitslosigkeit zu 
verhindern». Statt für Schuldenabbau könnten die zusätzlichen Nationalbankgelder 
auch für die Bewältigung der Corona-Krise eingesetzt werden. 
 
Der Regierungsrat muss jetzt sofort handeln und wirkungsvolle Lösungen präsentieren. Er 
kann nicht warten, bis auf Bundesebene schweizweit geltende Lösungen zur Koordination 
von Massnahmen, um Auswirkungen auf die Arbeitswelt zu mindern, eingesetzt werden 
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Anhang: dringliches Postulat  


